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Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1 
und 2, § 28 a Abs. 1 und den §§ 29 und 30 Abs. 1 Satz 2 des In-
fektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 a des Gesetzes vom 21. Dezem-
ber 2020 (BGBl. I S. 3136), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 der 
Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutz-
gesetzes vom 10. März 2010 (GVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch § 7 des Gesetzes vom 15. Oktober 2012 (GVBl. S. 341),  
BS 2126-10, wird verordnet:

Artikel 1

Die Fünfzehnte Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland- 
Pfalz vom 8. Januar 2021 (GVBl. S. 7, BS 2126-13) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„In der Rechtspflege dienenden Einrichtungen (einschließ-
lich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien) und bei 
Zusammenkünften der Rechtspflege soll grundsätzlich bei 
Begegnung mit anderen Personen eine medizinische Ge-
sichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards 
KN95/N95 oder FFP2 getragen werden.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird folgender neue Satz 4 eingefügt: 

„Zusammenkünfte mit voraussichtlich mehr als zehn 
Teilnehmenden sind der zuständigen Behörde mit einer 
Frist von mindestens zwei Werktagen vor der Zusam-
menkunft anzuzeigen oder in sonstiger geeigneter Form 
bekannt zu geben, sofern keine generellen Absprachen 
mit der zuständigen Behörde getroffen wurden.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 1 Abs. 3 
Satz 4“ die Worte „mit der Maßgabe, dass eine medizi-
nische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der 
Standards KN95/N95 oder FFP2 zu tragen ist“ einge-
fügt.

3. § 5 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„In den Einrichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 gelten 
vorbehaltlich der Bestimmungen des § 2 Abs. 4 sowohl in 
geschlossenen Räumen als auch im Freien, insbesondere 

in Wartesituationen, das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 
Satz 1, die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 mit der Maß-
gabe, dass eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) 
oder eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 zu 
tragen ist, und die Personenbegrenzung nach § 1 Abs. 7.“

4. Dem § 6 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Bestimmungen des Arbeitsschutzes bleiben unberührt.“

5. § 9 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 1 Abs. 3 

Satz 4“ die Worte „mit der Maßgabe, dass eine medizi-
nische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder eine Maske der 
Standards KN95/N95 oder FFP2 zu tragen ist“ angefügt.

b)  In Absatz 2 wird das Wort „Mund-Nasen-Bedeckung“ 
durch das Wort „Maske“ ersetzt.

6. In § 10 Abs. 2 wird nach dem Wort „Fitnessstudios“ das 
Wort „, Tanzschulen“ eingefügt.

7. § 12 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe „31. Ja-

nuar“ durch die Angabe „14. Februar“ ersetzt.
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung:
„ausgenommen hiervon sind in den Förderschulen 
ohne weiteren Nachweis Schülerinnen und Schü-
ler, die aufgrund ihrer Behinderung keine Maske 
tragen oder tolerieren können.“

bb) Dem Satz 2 wird das Wort „Weitere“ vorangestellt.
cc) In Satz 4 wird das Wort „Mund-Nasen-Bedeckung“ 

durch das Wort „Maske“ ersetzt.

8. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Bildungsangebote in öffentlichen oder privaten Ein-
richtungen außerhalb der allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen sowie außerhalb der Lern-
orte nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 920) in der jeweils 
geltenden Fassung oder nach § 26 Abs. 2 Nr. 6 der 
Handwerksordnung (HwO) in der Fassung vom  
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24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095) 
in der jeweils geltenden Fassung, die aufgrund von 
Ausbildungsordnungen oder privatrechtlicher Ver-
einbarungen integraler Bestandteil eines Ausbildungs-
verhältnisses nach dem Berufsbildungsgesetz oder der 
Handwerksordnung sind, sind nur digital zulässig.“

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:
„Nicht aufschiebbare Prüfungen nach den §§ 37 und 
48 BBiG sowie nach den §§ 31, 39, 45 und 51 a HwO 
oder vergleichbare bundes- oder landesrechtlich ge-
regelte und nicht aufschiebbare Prüfungen sowie 
die zur Durchführung dieser Prüfungen zwingend 
erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen, auch bei-
spielsweise in überbetrieblichen Berufsbildungsstät-
ten, sind abweichend von Satz 1 in Präsenzform un-
ter Beachtung der allgemeinen Schutzmaßnahmen 
auch in öffentlichen und privaten Einrichtungen 
zulässig.“

b) In Absatz 3 wird nach der Angabe „Absatz 2“ die Angabe  
„Satz 1, 3 und 4“ eingefügt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Ausgenommen hiervon sind Angebote von Fahr-
schulen hinsichtlich berufsbezogener Ausbildun-
gen sowie Angebote von Bildungsträgern der Be-
rufskraftfahrerqualifikation.“

bb) Folgende Sätze werden angefügt:
„Es gilt das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 2 Satz 1 
sowie die Maskenpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 4 
mit der Maßgabe, dass eine medizinische Gesichts-
maske (OP-Maske) oder eine Maske der Standards 
KN95/N95 oder FFP2 zu tragen ist. Während 
des praktischen Unterrichts gilt das Erfordernis 
des Mindestabstands nicht, sofern dieses nicht 
eingehalten werden kann. Es dürfen sich nur die 
Fahrschülerin oder der Fahrschüler und die Fahr-
lehrerin oder der Fahrlehrer sowie während der 
Fahrprüfung zusätzlich eine Prüfungsperson im 
Fahrzeug aufhalten.“

9. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 5 wird folgender neue Absatz 6 eingefügt:

„(6) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer in Absatz 1 
genannten Einrichtung, die aufgrund ihrer Tätigkeit 
unmittelbaren Kontakt zu den Patientinnen oder Pati-
enten der Einrichtung haben und sich als positiv getes-
tete Person nach § 1 Nr. 3 der Landesverordnung zur 
Absonderung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
infizierten oder krankheitsverdächtigen Personen und 
deren Hausstandsangehörigen und Kontaktpersonen 
vom 8. Dezember 2020 (GVBl. S. 682, BS 2126-17) in 
der jeweils geltenden Fassung in Absonderung befun-
den haben, dürfen die Einrichtung in den ersten vier 
Tagen nach Beendigung der Absonderung nur bei Vor-
liegen einer molekularbiologischen Testung mittels 
Polymerase-Kettenreaktion auf das Coronavirus SARS-
CoV-2 (PCR-Test) mit negativem Ergebnis betreten. 
Der Nachweis nach Satz 1 ist auf Papier oder in einem 
elektronischen Dokument, jeweils in deutscher, engli-
scher oder französischer Sprache zu erbringen. Die dem 
Testergebnis nach Satz 1 zugrunde liegende Abstrich-
nahme darf erst nach Beendigung der Absonderungs-
pflicht vorgenommen worden sein. Sätze 1 bis 3 gel-
ten auch für Hausstandsangehörige nach § 1 Nr. 4 der 
Landesverordnung zur Absonderung von mit dem Co-

ronavirus SARS-CoV-2 infizierten oder krankheitsver-
dächtigen Personen und deren Hausstandsangehörigen 
und Kontaktpersonen sowie für Kontaktpersonen 
der Kategorie I nach § 1 Nr. 5 der Landesverord-
nung zur Absonderung von mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 infizierten oder krankheitsverdächti-
gen Personen und deren Hausstandsangehörigen und 
Kontaktpersonen, deren Absonderung vor Ablauf 
von vierzehn Tagen nach Vornahme des Tests bei 
dem positiv getesteten Hausstandsmitglied oder nach 
dem letzten Kontakt mit der positiv getesteten Person 
durch einen negativen PoC-Antigentest geendet hat.“

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

10. Die §§ 19 bis 21 erhalten folgende Fassung: 

„§ 19 
Absonderung für Ein- und Rückreisende,  

Beobachtung

(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus 
dem Ausland in das Land Rheinland-Pfalz einreisen und 
sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn 
Tagen vor Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise 
als Risiko-gebiet im Sinne des § 2 Nr. 17 IfSG mit einem 
erhöhten Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 eingestuften Gebiet (Risikogebiet) aufgehal-
ten haben, sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der 
Einreise auf direktem Weg in die Haupt- oder Nebenwoh-
nung oder in eine andere, eine Absonderung ermöglichen-
de Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum 
von zehn Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzu-
sondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst in ein 
anderes Land der Bundesrepublik Deutschland eingereist 
sind. Den in Satz 1 genannten Personen ist es in diesem 
Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu emp-
fangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. 

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind ver-
pflichtet, das zuständige Gesundheitsamt unverzüglich zu 
informieren, wenn typische Symptome einer Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, 
Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust inner-
halb von zehn Tagen nach der Einreise bei ihnen auftre-
ten.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Ab-
satz 1 Satz 1 erfassten Personen der Beobachtung durch 
das zuständige Gesundheitsamt.

(4) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit er-
neut in eine Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehrende 
des Landes aufgenommen werden, sind verpflichtet, sich 
in eine zugewiesene Unterkunft zu begeben und sich für 
einen Zeitraum von zehn Tagen ständig dort abzuson-
dern. Die nach § 47 des Asylgesetzes in einer solchen 
Aufnahmeeinrichtung wohnpflichtigen Personen sind 
beim Auftreten von Symptomen, die auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-Instituts 
hinweisen, verpflichtet, den Träger der Aufnahmeein-
richtung hierüber unverzüglich zu informieren, sich in 
eine zugewiesene, geeignete Unterkunft zu begeben und 
sich dort bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine 
mögliche Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
ständig abzusondern. Die Aufnahmeeinrichtung hat das 
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zuständige Gesundheitsamt hierüber unverzüglich zu in-
formieren. Die Aufnahmeeinrichtung kann den Betrof-
fenen jederzeit neue Unterbringungsbereiche zuweisen 
und Ausnahmen von den Verpflichtungen der Sätze 1 
und 2 zulassen.

(5) Personen, die neu oder nach längerer Abwesenheit 
erneut in eine Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehren-
de des Landes aufgenommen werden, haben unmittelbar 
nach der Aufnahme auf Anforderung des zuständigen 
Gesundheitsamts oder der Aufnahmeeinrichtung ein ärzt-
liches Zeugnis nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 darüber  
vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 vorhanden sind. Das ärztliche Zeugnis muss in 
deutscher, englischer oder französischer Sprache ver-
fasst sein. Der zugrunde liegende Test muss die Anfor-
derungen des Robert Koch-Instituts, die im Internet 
unter der Adresse https://www.rki.de/covid-19-tests  
veröffentlicht sind, erfüllen. Die Testung darf höchstens 
48 Stunden vor der Aufnahme in die Aufnahmeeinrich-
tung vorgenommen worden sein. Wird ein solches Zeug-
nis nicht vorgelegt, sind die genannten Personen verpflich-
tet, die ärztliche Untersuchung auf das Vorliegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 zu dulden. 
Dies umfasst auch eine molekularbiologische Testung 
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus  
SARS-CoV-2 einschließlich einer Abstrichnahme zur Ge-
winnung des Probenmaterials.

§ 20 
Ausnahmen

(1) Von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst sind 
1. Personen, die nur zur Durchreise in das Land Rhein-

land-Pfalz einreisen; diese haben das Gebiet des Landes 
Rheinland-Pfalz auf dem schnellsten Weg zu verlassen, 
um die Durchreise abzuschließen,

2. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekon-
zepte Personen, die beruflich bedingt grenzüberschrei-
tend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren oder

3. bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden und Ein-
haltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte 
Personen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung 
des Gesundheitswesens dringend erforderlich und un-
abdingbar ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeit-
geber oder Auftraggeber bescheinigt wird.

(2) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich in 
den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Virus-
varianten-Gebiet im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der 
Coronavirus-Einreiseverordnung vom 13. Januar 2021  
(BAnzAT 13. Januar 2021 V1) in der jeweils geltenden 
Fassung aufgehalten haben, sind von § 19 Abs. 1 Satz 1 
nicht erfasst 
1. Personen, die sich weniger als 72 Stunden in einem Ri-

sikogebiet aufgehalten haben oder aus einem Risikoge-
biet für bis zu 24 Stunden in das Bundesgebiet einreisen,

2. bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden
a) Personen, die einreisen aufgrund des Besuchs von 

Verwandten ersten Grades, der oder des nicht dem 
gleichen Hausstand angehörigen Ehegattin oder Ehe-
gatten, Lebenspartnerin oder Lebenspartners oder 
Lebensgefährtin oder Lebensgefährten oder eines 
geteilten Sorgerechts oder eines Umgangsrechts oder

b) bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygiene- 
konzepte hochrangige Mitglieder des diplomati-
schen und konsularischen Dienstes, von Volksver-
tretungen und Regierungen, oder

3. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekon- 
zepte Personen,
a) die im Land Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz haben 

und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer 
Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbil-
dung an ihre Berufsausübungs-, Studien- oder Aus-
bildungsstätte in einem Risikogebiet begeben und 
regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ih-
ren Wohnsitz zurückkehren (Grenzpendler), 

b) die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben 
und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer 
Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbil-
dung in das Land Rheinland-Pfalz begeben und re-
gelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren 
Wohnsitz zurückkehren (Grenzgänger);

die zwingende Notwendigkeit sowie die Einhaltung 
angemessener Schutz- und Hygienekonzepte sind 
durch den Arbeitgeber, den Auftraggeber oder die Bil-
dungseinrichtung zu bescheinigen.

(3) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich in 
den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Virus-
varianten-Gebiet im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der 
Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten haben, sind 
von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst 
1. Personen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung

a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, ins-
besondere Ärztinnen und Ärzte, Pflegekräfte, un-
terstützendes medizinisches Personal und 24-Stun-
den-Betreuungskräfte,

b) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung,
c) der Pflege diplomatischer und konsularischer Bezie-

hungen,
d) der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege (ein-

schließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanz-
leien),

e) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Re-
gierung und Verwaltung des Bundes, der Länder 
und der Kommunen oder

f) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen 
Union und von internationalen Organisationen

unabdingbar ist; die Unabdingbarkeit ist durch den 
Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber zu be-
scheinigen,

2. Personen, die einreisen aufgrund
a) des Besuchs von Verwandten ersten oder zweiten 

Grades, der oder des nicht dem gleichen Haus-
stand angehörigen Ehegattin oder Ehegatten oder 
Lebenspartnerin oder Lebenspartners oder Lebens-
gefährtin oder Lebensgefährten oder eines geteilten 
Sorgerechts oder eines Umgangsrechts,

b) einer dringenden medizinischen Behandlung oder
c) des Beistands oder zur Pflege einer schutz- oder hil-

febedürftigen Person,
3. Polizeivollzugskräfte, die aus dem Einsatz oder aus 

einsatzgleichen Verpflichtungen aus dem Ausland zu-
rückkehren,

4. Personen, die sich für bis zu fünf Tage zwingend not-
wendig und unaufschiebbar beruflich veranlasst, we-
gen ihrer Ausbildung oder ihres Studiums in einem Ri-
sikogebiet aufgehalten haben oder in das Bundesgebiet 



28  Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 22. Januar 2021 Nr. 4

einreisen; die zwingende Notwendigkeit und unauf-
schiebbare berufliche Veranlassung sind durch den Ar-
beitgeber, Auftraggeber oder die Bildungseinrichtung 
zu bescheinigen,

5. Personen, die zur Vorbereitung, Teilnahme, Durch-
führung und Nachbereitung internationaler Sportver-
anstaltungen durch das jeweilige Organisationskomitee 
akkreditiert werden oder von einem Bundessportfach-
verband zur Teilnahme an Trainings- und Lehrgangs-
maßnahmen eingeladen sind,

6. Personen, die als Urlaubsrückkehrer aus einem Risi-
kogebiet zurückreisen und unmittelbar vor Rückreise 
in ihrem Urlaubsort einen Test mit negativem Ergeb-
nis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 durchgeführt haben, sofern
a) auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der betroffenen 
nationalen Regierung vor Ort besondere epidemiolo-
gische Vorkehrungen (Schutz- und Hygienekonzept) 
für einen Urlaub in diesem Risikogebiet getroffen 
wurden (siehe Internetseite des Auswärtigen Amtes  
– https://www.auswaertiges-amt.de – sowie des Ro-
bert Koch-Instituts – https://www.rki.de –),

b) die Infektionslage in dem jeweiligen Risikogebiet 
der Nichterfüllung der Verpflichtung nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 nicht entgegensteht und

c) das Auswärtige Amt nicht wegen eines erhöhten 
Infektionsrisikos eine Reisewarnung unter https://
www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/
reise-und-sicherheitshinweise für die betroffene Re-
gion ausgesprochen hat, oder

7. Personen, die zu Studien- oder Ausbildungszwecken 
für einen mindestens dreimonatigen Aufenthalt einrei-
sen; dies ist durch den Arbeitgeber oder die Bildungs-
einrichtung zu bescheinigen.

Satz 1 gilt nur für Personen, die die sich aus § 3 Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Coronavirus-Einreise-
verordnung für sie geltenden Pflichten erfüllt haben und 
das ärztliche Zeugnis oder Testergebnis über das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise der zustän-
digen Behörde auf Verlangen unverzüglich vorlegen. Das 
Testergebnis nach Satz 2 ist für mindestens zehn Tage nach 
der Einreise aufzubewahren.

(4) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich in 
den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Virus-
varianten-Gebiet im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der 
Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten haben, sind 
von § 19 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst 
1. Personen nach § 54 a IfSG,
2. Angehörige ausländischer Streitkräfte im Sinne des 

NATO-Truppenstatuts, des Truppenstatuts der  
NATO-Partnerschaft für den Frieden (PfP Truppen-
statut) und des Truppenstatuts der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU-Truppenstatut), die zu 
dienstlichen Zwecken nach Deutschland einreisen oder 
dorthin zurückkehren, oder

3. Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwö-
chigen Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen, 
wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit 
in den ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise gruppen-
bezogen betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkeh-
rungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeits-
gruppe ergriffen werden, die einer Absonderung nach 

§ 19 Abs. 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das Verlassen 
der Unterbringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit 
gestattet ist; der Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme 
vor ihrem Beginn bei der zuständigen Behörde an und 
dokumentiert die ergriffenen Maßnahmen und Vorkeh-
rungen, die zuständige Behörde überprüft die Einhal-
tung der erforderlichen Voraussetzungen.

(5) In begründeten Fällen kann das zuständige Gesund-
heitsamt auf Antrag weitere Ausnahmen bei Vorliegen 
eines triftigen Grundes zulassen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, sofern die dort genann-
ten Personen keine typischen Symptome einer Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, 
Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust auf-
weisen. Treten bei einer dem Absatz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 
oder den Absätzen 2 bis 5 unterfallenden Person binnen 
zehn Tagen nach der Einreise typische Symptome einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV-2 wie Husten, 
Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust 
auf, so hat diese Person unverzüglich zur Durchführung 
einer Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 eine Ärztin, einen Arzt oder 
ein Testzentrum aufzusuchen.

§ 21 
Verkürzung der Absonderungsdauer

(1) Die Absonderung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 endet frü-
hestens ab dem fünften Tag nach der Einreise, wenn eine 
Person über ein ärztliches Zeugnis oder Testergebnis 
hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 auf Papier oder in einem elekt-
ronischen Dokument in deutscher, englischer oder franzö-
sischer Sprache verfügt und sie dieses innerhalb von zehn 
Tagen nach der Einreise dem zuständigen Gesundheitsamt 
auf Verlangen unverzüglich vorlegt.

(2) Die dem ärztlichen Zeugnis oder Testergebnis nach 
Absatz 1 zugrunde liegende Testung darf frühestens fünf 
Tage nach der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
vorgenommen worden sein. Der zugrunde liegende Test 
muss die Anforderungen des Robert Koch-Instituts, die 
im Internet unter der Adresse https://www.rki.de/covid-
19-tests veröffentlicht sind, erfüllen.

(3) Die Person muss das ärztliche Zeugnis oder Testergeb-
nis nach Absatz 1 für mindestens zehn Tage nach der Ein-
reise aufbewahren.

(4) Die Absonderung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 wird für die 
Dauer, die zur Durchführung eines Tests nach Absatz 1 
erforderlich ist, ausgesetzt.

(5) Treten bei einer dem Absatz 1 unterfallenden Person 
binnen zehn Tagen nach der Einreise typische Sympto-
me einer Infektion mit dem Coronavirus SARS CoV-2 
wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Ge-
schmacksverlust auf, so hat diese Person unverzüglich zur 
Durchführung einer Testung auf das Vorliegen einer In-
fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 eine Ärztin, 
einen Arzt oder ein Testzentrum aufzusuchen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für dem § 20 Abs. 4 Nr. 3 
unterfallende Personen entsprechend.“
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11.  § 23 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Landkreise und kreisfreie Städte mit einer hohen 
Zahl von Neuinfektionen innerhalb von sieben Tagen 
bezogen auf 100.000 Einwohner (7-Tages-Inzidenz) nach 
den Veröffentlichungen des Robert Koch-Instituts stim-
men im Einvernehmen mit dem für die gesundheitlichen 
Angelegenheiten zuständigen Ministerium über diese Ver-
ordnung hinausgehende zusätzliche Schutzmaßnahmen 
ab mit dem Ziel, bis zum 14. Februar 2021 jeweils eine 
Inzidenz von höchstens 50 Neuinfektionen pro 100.000 
Einwohner pro Woche zu erreichen.“

12.  § 24 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 61 erhält folgende Fassung:

„61. Entgegen § 14 Abs. 4 Satz 1 Angebote oder Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen in Präsenzform 
durchführt,“.

b) Nach Nummer 61 werden folgende neue Nummern 
61 a und 61 b eingefügt:
„61 a. entgegen § 14 Abs. 4 Satz 3 das Abstandsgebot 

nach § 1 Abs. 2 Satz 1 sowie die Maskenpflicht 
nach § 1 Abs. 3 Satz 4 nicht einhält,

61 b. sich entgegen § 14 Abs. 4 Satz 5 im Fahrzeug 
aufhält,“.

c) Nach Nummer 70 wird folgende neue Nummer 70 a 
eingefügt:
„70 a. entgegen § 16 Abs. 6 Satz 1 oder Satz 4 eine Ein-

richtung betritt oder deren Betreten veranlasst,“.
d) Nummer 71 erhält folgende Fassung:

„71. Entgegen § 16 Abs. 7 die entsprechenden Maß-
nahmen unterlässt,“.

e) Nummer 79 wird gestrichen.
f) Die Nummern 81 bis 85 erhalten folgende Fassung:

„81. sich entgegen § 19 Abs. 4 Satz 1 nicht in eine 
zugewiesene Unterkunft begibt oder sich dort 
nicht absondert, 

82. entgegen § 19 Abs. 4 Satz 2 bei Auftreten von 
Symptomen, die auf eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-In-
stituts hinweisen, den Träger der Aufnahmeein-
richtung hierüber nicht unverzüglich informiert 
oder sich nicht in die zugewiesene Unterkunft 
begibt und sich dort bis zur Vorlage eines Tester-
gebnisses über eine mögliche Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 absondert,

83. entgegen § 19 Abs. 5 Satz 5 eine Untersuchung 
nicht duldet,

84. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 1 Halbsatz 2 das Ge-
biet des Landes Rheinland-Pfalz nicht auf dem 
schnellsten Weg verlässt,

85. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 3 
Halbsatz 2 oder Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 
2, Nr. 4 Halbsatz 2 oder Nr. 7 Halbsatz 2 eine 
Bescheinigung nicht richtig ausstellt,“.

13.  In § 25 wird die Angabe „31. Januar“ durch die Angabe 
 „14. Februar“ ersetzt. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Januar 2021 in Kraft.

Mainz, den 22. Januar 2021
Die Ministerin für Soziales, Arbeit,

Gesundheit und Demografie
Sabine Bätzing-Lichtenthäler


